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STUTTGARTER ZEITUNG DIE DRITTE SEITE

Von Matthias Schiermeyer

D ie Grundsteuerreform hat einen
Fehlstart hingelegt. Unabhängig von
der Frage, ob das Steuerportal „Els-

ter“ für das zu erwartende Nutzeraufkom-
men ausreichend ertüchtigt wurde, dürften
die generellen Unsicherheiten wachsen.Ge-
rade ältere und mit dem Digitalen weniger
bewanderte Grundstücksbesitzer wundern
sichohnehinschon,dasssiemehroderweni-
ger davon abgehalten werden sollen, die Er-
klärung auch auf Papier abzugeben.Klar, die
elektronische Erklärung bringt bei der Be-
arbeitung erhebliche Vorteile – doch kom-
muniziert die Finanzverwaltung den alther-
gebrachtenWegnur unterschwellig.

Dies alles schürt das Misstrauen gegen
den Fiskus, weil am Ende für manchen
EigentümereinehöhereGrundsteuer stehen
könnte – und es verstärkt die Fragen nach
demSinndermassenhaftenDatenerfassung.
Denn die meisten geforderten Angaben lie-
gen den Behörden vor.Das großeManko be-
steht in den nicht vernetzten Dateninseln
des föderalen Staates – in Katasterämtern
und Finanzämtern, in Kommunen und Bun-
desländern. Das „Elster“-Chaos unter-
streichtdengroßenHandlungsbedarf,dieses
digitale Entwicklungsland zu erneuern.

Entwicklungsland
Die „Elster“-Panne zum Auftakt der

Grundsteuerreform verweist auf
ein viel größeres Problem hierzulande.

Unten Rechts

Von Martin Gerstner

E inÄchzenundRumpeln ausdemKreis
Braunschweig erregt gerade höchste
Aufmerksamkeit. Es handelt sich um

die elektrisch betriebenen Tore einer Dop-
pelgarage, die jetzt unter großer Anteilnah-
me der Bevölkerung geöffnet wurden. Der
Besitzer hatte diese Aktion angekündigt,
weil er seinen Wagen waschen will. Als die
Öffnung vollzogen war, ging ein Aufatmen
durchs Land, Medien vor Ort berichteten
live,wildfremdeMenschen lagen sich in den
Armen, die Polizisten vor Ort schossen mit
ihrenDienstwaffen indieLuft.AuchdiePoli-
tik war begeistert: Das zeige, dass der Tech-
nologiestandort Deutschland nichts an
Schlagkraft verloren habe, so die FDP. Kanz-
lerScholzverstanddieÖffnungalseinSignal
an die ganzeWelt: „Germany is back.“Offen
ist noch, ob die Tore auch wieder schließen.
Sollte das funktionieren,wäre das eine neue
Mondmission,hieß es.

Misshelligkeiten wie die längste bisher
gemessene Bahnverspätung, der Kollaps der
Steuerverwaltung und die Schließung fast
aller Bürgerbüros in den Metropolen fielen
da nicht ins Gewicht. Man könne nicht alle
Problemegleichzeitig lösen,hieß es.

Alles im Griff
Der Standort Deutschland ist weltweit

führend – hier der Beweis.

Von Thorsten Knuf

W irtschafts-undKlimaschutzminis-
ter Robert Habeck (Grüne) ist ein
begnadeterKommunikator. In die-

ser Woche allerdings ging seine Kommuni-
kation gründlich schief: Am Dienstag sagte
er, im Falle einer Gasmangellage müssten
auch Privathaushalte einen Beitrag zur Ein-
sparung leisten und nicht nur die Industrie.
Tags darauf hieß es: Selbstverständlich blei-
be es dabei, dass private Verbraucher im Fall
der Fälle besonders geschütztwürden.

Unabhängig von dieser Kommunika-
tionspanne stellt sich durchaus die Frage,
was es in der Praxis hieße, wenn im kom-
menden Winter massenweise Industriebe-
triebe vom Netz genommen werden müss-
ten. Viele Branchen sind zwingend auf Gas
angewiesen – etwa Chemie, Stahl oder Nah-
rungsmittel. Kommt es hier zu Produktions-
ausfällen,wird das weitreichende Folgen für
zahlreicheandereBranchenundauch fürdie
Versorgung der Bevölkerung mit grundle-
genden Gütern haben. Gehen Firmen in die
Knie, verlieren die Beschäftigten ihre Jobs.
Niemand sollte sich deshalb in falscher Si-
cherheit wiegen: Der drohende Gasmangel
geht alle an. Jedermann ist aufgefordert, ab
sofort nachKräftenEnergie zu sparen.

Die Illusion
des Schutzes

Wird das Gas knapp, sind Privathaus-
halte besonders geschützt. In falscher
Sicherheit sollte sich niemand wiegen.

Schon zum 40. Jahrestag gab es in Stuttgart eine Demonstration gegen den Radikalenerlass. Foto: dpa/Sebastian Kahnert

Von Andreas Müller

E s war ein Abend, der Peter Seimers
Glauben an den Staat erschütterte.An
der Verwaltungshochschule hat der

28-jährige Grünen-Landtagsabgeordnete
Wirtschafts- und Steuerrecht studiert. Da-
nach arbeitete er als Steuerfahnder und
Strafverfolger,aus vollerÜberzeugung.

Er habe „den Staat verinnerlicht“, sagt er
über sich.Dochwasderhochgewachsene,äl-
ter wirkende Politiker mit dem markanten
Kahlschädel neulich bei einer Diskussions-
runde des Deutschen Gewerkschaftsbundes
(DGB) hörte, bekannte er, „macht mich wü-
tend und beschämt mich zugleich“. Eine
„riesengroße Ungerechtigkeit“ sei da ge-
schehen, echauffierte er sich, der Staatmüs-
se sich bei den Betroffenen entschuldigen
und sie entschädigen.

Es ging um ein Thema, das Seimer selbst
gar nicht mehr erlebt hat: den vor 50 Jahren
ergangenen Radikalenerlass, mit dem „Ver-
fassungsfeinde“ vom öffentlichen Dienst
ferngehaltenwerden sollten.Auch inBaden-
Württemberg begann damals die Praxis der
„Regelabfrage“ beim Verfassungsschutz, die
Hunderten von jungen Leuten den Weg in
den Wunschberuf verbaute oder zumindest
erschwerte. Wer beim Gesinnungstest
durchfiel, weil er sich etwa einmal in einer
kommunistischen Gruppe engagiert hatte
oder auchnurbei der „falschen“Demonstra-
tion gesehen worden war, konnte nicht Leh-
rer, Briefträger oder Lokführer werden. So
wollte der Staat die Unterwanderung durch
seine Gegner verhindern. Als die Überprü-
fung im Südwesten 1991 schließlich endete,
war Seimer noch gar nicht geboren; er ist
Jahrgang1993.

Gleichwohl beeindruckte es ihn tief, was
unmittelbar Betroffene bei demDGB-Forum
aus jener Zeit berichteten – etwa Sigrid Alt-
herr-König. Grund- und Hauptschullehrerin
wollte die heute 69-Jährige werden, es war
ihr „Traumberuf“.DochdieErkenntnissedes
Oberschulamts – über eine Kandidatur für
den marxistischen Studentenbund oder die
Mitgliedschaft inderDeutschenFriedensge-
sellschaft – wurden zur unüberwindbaren
Hürde. Durch drei Gerichtsinstanzen klagte
sie sich und verlor jedes Mal. 1983 wurde sie

endgültig entlassen und durfte, wie sie sich
erinnert, kurz vor dem Schuljahresende in
ihrerKlasse „nicht einmalmehrdieZeugnis-
se austeilen“.

Es folgte die Umschulung zur Industrie-
mechanikerin und ein Engagement als Ge-
werkschafterin, bis ein ermutigendes Urteil
des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte kam.1996 stellte Altherr-König
erneut einen Antrag, in den Schuldienst
übernommen zu werden – diesmal mit Er-
folg. 27 Jahre lang unterrichtete sie, „unbe-
anstandet“. Mit dem Ruhestand kam das
„schlimme Erwachen“: Die Pension fiel so
karg aus, dass sie bis heute dazuverdienen
muss, durch Unterrichten. Sie gehöre ja zu
den jüngsten Betroffenen, mahnte die Leh-
rerin,aberviele seienschonüber80.Daseies
höchste Zeit für eine Ent-
schuldigung und Rehabilitie-
rung, in Einzelfällen auch für
eineEntschädigung.

„Das Thema ist wirklich
drängend“, bestätigte ihr der
Abgeordnete Seimer. Er per-
sönlich werde sich für eine ra-
sche Lösung einsetzen, seine
Fraktion und die zuständigen
Ausschüsse des Landtags rän-
gennochdarum.

Maßgeblich ist indes ein anderer Grüner,
der nicht nur Zeitzeuge, sondern sogar Be-
troffener des Radikalenerlasses war: Minis-
terpräsident Winfried Kretschmann (74).
Weil er sich als Student in einer maoisti-
schen Hochschulgruppe engagierte, stand
seine Zukunft als Lehrer auf der Kippe: Zu-
nächst musste er ums Referendariat zittern,
dann an eine private Kosmetikschule aus-
weichen; erst die Fürsprache des früheren
Hohenheimer Unirektors George Turner eb-
nete ihm den Weg in den Staatsdienst. Der
kluge Hochschulchef erkannte schon da-
mals, was Kretschmann erst später einsah:
Es gehe um eine idealistisch motivierte Ver-
irrung, die sich auswachsen werde. Er habe
Glück gehabt, andere nicht, resümierte der
Regierungschef Anfang 2022 in einemARD-
Interview. Damals zog er erstmals eine Ent-
schuldigung inBetracht,abernichtkollektiv,
sondern nach Prüfung des Einzelfalles. Zu-
nächst jedoch gelte es die wissenschaftliche

Aufarbeitung des Radikalenerlasses durch
dieUniversitätHeidelberg abzuwarten.

Daswar allenthalbendieStandardformel,
seit sich der Zeithistoriker Edgar Wolfrum
und sein Team 2018 an die Arbeit machten,
gefördert mit 338 000 Euro vom Stuttgarter
Wissenschaftsministerium.Inzwischen liegt
das Werk vor („Verfassungsfeinde im
Land?“), im Ziegelsteinformat mit 680 Sei-
ten.Es stellt demRadikalenerlass insgesamt
einschlechtesZeugnisaus.Dochbisherwur-
de die Erwartung enttäuscht, Kretschmann
werde sich nun endlich positionieren. Von
Journalisten darauf angesprochen, reagierte
er unlängst sichtlich genervt: Er habegerade
„sehr, sehr große Probleme“ zu lösen, Stich-
wortGaskrise,seineZeitunddiederMiniste-
rien sei begrenzt. „Nur weil irgendein Be-

richt zu einem Thema vor-
liegt,das seit zehn Jahren aus-
gewälzt wird“, könne er die
„drängenden Fragen“ nicht
hintanstellen. Man werde die
Studie nun auswerten und
dannweitersehen.

Dabei ist die Botschaft der
Wissenschaftler ziemlich ein-
deutig.Wolfrum selbst äußert
sich aktuell nicht: Er ist län-
gerfristig erkrankt undhat zu-

dem eine lästige Plagiatsaffäre am Hals, die
gerade aufgearbeitet wird. Doch in diversen
Interviews zu Jahresbeginn hielt er mit sei-
nemFazit nicht hintermBerg.Für konserva-
tive Länder wie Baden-Württemberg und
Bayern sei der Radikalenerlass ein „Ge-
schenk des Himmels“ gewesen. Sie hätten
einen regelrechten „Kulturkampf“ entfacht,
der sich ganzüberwiegend gegenLinke rich-
tete.

Gemessen am Aufwand sei die Treffer-
quote höchst dürftig gewesen. Und über-
haupt sei es anmaßend gewesen, die Ent-
wicklung vonMittzwanzigern für ihr ganzes
Leben vorhersagen zu wollen; da habe auch
vielWillkür geherrscht. Fraglos sei der Radi-
kalenerlass „ein Fehler“ gewesen, bilanzier-
te Wolfrum. Den heutigen Politikern bräche
„kein Zacken aus der Krone“, wenn sie um
Entschuldigung bäten. Es handele sich um
„kollektives Unrecht“, folgert die Initiative
der Betroffenen, was auch eine kollektive

Entschuldigung erfordere. Man erwarte nun
schnelle Schritte zur Rehabilitierung und
Entschädigung.

Rückendeckung bekamen sie kürzlich
von den Gewerkschaften. Es sei Zeit, „dass
das vom Staat begangene Unrecht endlich
anerkannt wird“. Auf der Basis von Unter-
stellungen seien die Lebensentwürfe vieler
junger Menschen zerstört worden,monierte
der DGB-Landeschef Kai Burmeister. Sein
Verdi-Kollege Martin Gross appellierte di-
rekt andenMinisterpräsidenten: „GebenSie
allen die Chance, dieses traurige Kapitel
endlich zu schließen.“

Tatsächlich hängt alles an Kretschmann.
Der zuständigeAusschuss des Landtags hat-
te die Studie zwar schon mal auf der Tages-
ordnung, vertagte sich aber ohne inhaltliche
Beratung bis nach der Sommerpause. Wenn
alleZeit zurLektürehattenund imStaatsmi-
nisterium „eine Positionierung erfolgt“ sei,
diskutiere man weiter. Wissenschaftsminis-
terinTheresiaBauer (Grüne)zeigtesichzwar
erfreut über die rege Resonanz auf die For-
schungsarbeit; mehr könne die Förderung
nicht bewirken. Weitere Konsequenzen aus
den „Fehlern der Vergangenheit“ seien aber
nicht Sache ihresRessorts.

Auch für Klaus Lipps, einst Sprecher der
Betroffenen, ist der Ex-Maoist Kretschmann
„der Kernpunkt unserer Auseinanderset-
zung“. Seit zehn Jahren schreibe man ihm
nun schon Briefe, auf die es kaum einmal
Antwort gebe.Wenndoch,kämenwechseln-
de Ausreden – dass es ja keine Akten mehr
gebe, dass man jeden Einzelfall anschauen
müsste, dass die Heidelberger Studie zu le-
sen und auszuwerten sei. Offenbar setze er
auf eine „biologische Lösung“,wolle warten,
„bis wir alle abgekratzt sind“, formulierte
Lipps drastisch.„Tieftraurig“finde er das.

Wennmanwirklich Fall für Fall aufarbei-
te, sekundierte sein Mitstreiter Martin Hor-
nung, „dann sind wir alle nicht mehr hier“.
Geboten sei ein Fonds für Extremfälle, aus-
gestattet mit fünf Millionen Euro – gerade
mal einem Viertel der „The Länd“-Kampag-
ne. Winfried Kretschmann aber will sich
nicht drängen lassen.„Die hatten schon lan-
geGeduld“,beendete er seine unwirsche Re-
plik,„und jetztmüssensie sichhaltnochmal
gedulden.“

Das lange Warten auf Wiedergutmachung
Soll sich das Land bei Betroffenen des Radikalenerlasses entschuldigen? Bisher wurde stets auf eine ausstehende Studie verwiesen.
Nun liegt sie vor – doch Ministerpräsident Winfried Kretschmann weicht dem Thema weiter aus. Ein junger Grüner aber prescht vor.

„Die hatten schon
lange Geduld,
und jetzt müssen
sie sich halt noch
mal gedulden.“
Winfried Kretschmann,
Ministerpräsident, über
die Betroffenen des Erlasses,
die auf Antworten warten.

Von Armin Käfer

A ls gebürtiger Schwabe weiß Alfred
Sauter ganz genau, was es heißt,
wennetwasein„G’schmäckle“hat:Es

stinkt zumHimmel.Damit kennt er sich aus.
Sauters Kurzzeitkarriere als bayerischer Jus-
tizminister endete 1999 mit Vorwürfen, die
er selbst als „Schafscheiß“bezeichnet hat.

Damals stolperte er über eine Affäre um
die Wohnungsbaugesellschaft LWS. Minis-
terpräsident Edmund Stoiber lastete ihmdie
Verantwortung dafür an, da Sauter den Auf-
sichtsrat geleitet hatte. Mit anrüchigen An-
gelegenheiten hat Sauter weiterhin zu tun:
zuletzt im Zusammenhang mit Maskenge-
schäften, die er zwischen dem bayerischen
Gesundheitsministerium und einer Firma in
Hessen vermittelt hat. Er kassierte dafür
mehr als 1,2 Millionen Euro an Provision –

obwohl unterstellt werden könnte,dass Sau-
ter,Landtagsabgeordneter seit 1990,alsVer-
treter des Volkes vor allem dessen Wohl im
Sinn haben sollte, nicht zuvörderst sein
eigenes. Ähnliche Geschäfte wie Sauter hat
auch sein Parteifreund Georg Nüßlein ein-
gefädelt, CSU-Bundestagsabgeordneter von
2002 bis 2021. Er erhielt dafür 660 000 Euro
an Provision, weitere 560 000 Euro hat er
nochzuerwarten.NachAnsichtderGeneral-
staatsanwaltschaft München haben beide
ihren politischen Einfluss zur persönlichen
Bereicherung missbraucht. Die fraglichen
Summenwurden „arrestiert“.

Nun entkommen die CSU-Spezl aber
durch eine Gesetzeslücke. Der Bundesge-
richtshof entschied, ihr Verhalten sei „nicht
als Bestechlichkeit von Abgeordneten“ zu
werten, da die fraglichen Geschäfte nicht im
Zusammenhangmit der „Wahrnehmung des

Mandats“ abgewickelt worden seien. Straf-
barwärenur,wenndieProvisionen ihrparla-
mentarischesHandeln beeinflusst hätten.

Fast entschuldigend fügtder3.Strafsenat
des BGH hinzu, „dass es dem Gesetzgeber
obliegt zu entscheiden, ob und in welchem
UmfangereinbestimmtesRechtsgut,dessen
Schutz ihm wesentlich und notwendig er-
scheint, gerade mit den Mitteln des Straf-
rechts verteidigen will“. Noch deutlicher:
„Falls der Gesetzgeber eine Strafbarkeitslü-

cke erkennen sollte, ist es seine Sache, dar-
über zu befinden, ob er sie bestehen lassen
oder durch eine neue Regelung schließen
will.“ Der Gesetzgeber, in diesem Fall der
DeutscheBundestag,istdamit längst imVer-
zug. Wiederholt hatten Organisationen wie
Transparency International, die sich dem
Kampf gegen Korruption verschrieben ha-
ben,darauf hingewiesen,dass der Strafpara-
graf gegen Abgeordnetenbestechung „prak-
tischwirkungslos“sei. Immerhinhat sichdie
Ampelkoalition in ihrem Koalitionsvertrag
vorgenommen: „Wir werden den Straftat-
bestand der Abgeordnetenbestechung und
-bestechlichkeitwirksamer ausgestalten.“

Die Herren Sauter und Nüßlein werden
nun ihre „arrestierten“Nebenverdienste zu-
rückerhalten. Das wird sie darüber hinweg-
trösten, dass sie in der CSU zu Unpersonen
mutiert sind. Ein Schlusswort zu der Affäre
hat Florian vonBrunn,SPD-Fraktionschef in
Bayerns Landtag, formuliert: Er nannte die
BGH-Entscheidung „bedauerlich, weil sie
dasVertrauen indie Politik untergräbt“.

Legale Geschäftstüchtigkeit zweier Unpersonen der CSU
Der Bundesgerichtshof erklärt die Maskendeals früherer CSU-Politiker
für rechtmäßig. Sie profitieren von einer Gesetzeslücke.

Georg Nüßlein (li.) und Alfred Sauter dürfen die 
Provisionen behalten. Fotos: dpa/P. Kneffel/S. Stache


